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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
— Drucksache 1 1/402 — 


Lage der deutschen Stahlindustrie 


zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 11/123 — 


Krise in der Eisen- und Stahlindustrie 


zu dem Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/398 — 


Sicherung der Stahlstandorte und der Arbeitsplätze in der Stahlindustrie 
und in den Stahlregionen 


A. Problem 

Bedrohung von Arbeitsplätzen an den Stahlstandorten durch einen 
erforderhch erscheinenden Kapazitätsabbau. 


B. Lösung 

Gemeinsame Anstrengungen aller stahlerzeugenden Länder, ein 
Marktgleichgewicht durch Kapazitätsabbau herbeizuführen. 
Strikte Durchführung der Beihüfedisziphn. Abfederung des Struk- 
turwandels in der Stahlindustrie durch geeignete soziale Maßnah- 
men und Förderung der Schaffung neuer Arbeitsplätze. Berück- 
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sichtigung bereits erbrachter Vorleistungen durch die von der EG- 
Kommission eingesetzten drei Stahlgutachter. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Einrichtung eines nationalen Stahlausschusses. Zukunftsinvesti- 
tionsprogramm für Stahlstandorte. (Antrag der Fraktion der SPD in 
Drucksache 11/123). 

Initiativen zum Umbau der Stahlindustrie und der Stahlregionen, 
Einrichtung von öffentlichen regionalen Entwicklungsfonds, Ver- 
gesellschaftung der Stahluntemehmen. Öffentliches Sonderpro- 
gramm zum Umbau der Stahlindustrie und der Montanregionen. 
(Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN in Drucksache 11/398). 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag beobachtet mit Sorge die krisenhafte Lage in der deut- 
schen Stahhndustrie. Die mangelhafte Absatzlage für Stahl gefährdet durch den 
nötigen Kapazitätsabbau Tausende von Arbeitsplätzen an den Stahlstandorten; 
ganze Stahlstandorte sind in ihrer Existenz bedroht: Die Menschen und Arbeit- 
nehmer in den Stahlrevieren sind verunsichert, weil sie um die Zukunft ihrer 
Arbeitsplätze und damit auch um die wirtschaftiiche und soziale Zukunft ihrer 
Familien fürchten. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die Vereinbarung der Sozialpartner zu einem 
sozial- und regionalpohtisch verantwortlichen Anpassungsprozeß, der betriebs- 
bedingte Entlassungen vermeidet, aber den notwendigen Strukturwandel er- 
möghchen soll, und die Bereitschaft der Bundesregierung und der betroffenen 
Länder, die Finanzierung dieser Maßnahmen durch weitere öffenthche Mittel 
über die Leistungen der Unternehmen hinaus zu sichern. 

Für die bevorstehende weitere Sitzung des EG -Ministerrats zur Stahlpolitik am 
8. Dezember 1987 unterstützt der Deutsche Bundestag ausdrücklich die Bun- 
desregierung in ihren politischen Anstrengungen, in der EG eine strikte Beihil- 
fedisziplin durchzusetzen und einen wirksamen Außenschutz gegen Drittlands- 
einfuhren zu Dumpingpreisen sicherzustellen und nimmt insoweit die Entschlie- 
ßung des Europäischen Parlaments — Drucksache 1 1/462 — zustimmend zur 
Kenntnis. Solange der europäische Stahlmarkt von erhebüchen Überkapazitä- 
ten geprägt ist, muß durch gemeinsame Anstrengungen aller stahlerzeugenden 
Länder ein Marktgleichgewicht durch Kapazitätsabbau herbeigeführt wer- 
den. 

1 . Die vorhandenen Überkapazitäten in der europäischen Stahlindustrie müs- 
sen durch weitere Anpassungsschritte in allen stahlerzeugenden Ländern 
der Europäischen Gemeinschaft abgebaut werden, damit wieder ein Markt- 
gleichgewicht entsteht. Die Rentabilität der Stahluntemehmen und die dau- 
erhafte Sicherung der Arbeitsplätze sind nur möglich, wenn unrentable und 
nicht mehr wettbewerbsfähige Anlagen ab gebaut werden. Angesichts der 
hohen Wettbewerbsfähigkeit der Mehrzahl der deutschen Stahluntemeh- 
men erwartet der Deutsche Bundestag, daß der deutsche Anteü an der EG- 
Stahlproduktion nicht durch Wettbewerbsverzermngen vermindert wird. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die deutschen Stahluntemehmen auf, sich 
im Rahmen von EUROFER und in Kooperation mit den von der EG -Kom- 
mission eingesetzten drei Stahlgutachtem darum zu bemühen, eine einver- 
nehmhche Vereinbamng über die Stillegung von Kapazitäten zu treffen, die 
bereits erbrachte Vorleistungen berücksichtigt und am Ziel einer wettbe- 
werbsfähigen europäischen Stahlindustrie als Ergebnis des Anpassungs- 
prozesses orientiert sein muß. 

3. Der Subventionswettlauf in der europäischen Stahlindustrie muß beendet 
werden, um den Stahlmarkt wieder in einen echten Markt ohne wettbe- 
werbsverzerrende Beihilfen zu überführen. Der Deutsche Bundestag be- 
grüßt in diesem Zusammenhang ausdrücklich, daß die Bundesregierung in 
der EG durchgesetzt hat, ab 31. Dezember 1985 EG -weit außer Hilfen für 
Sozialpläne, stahlspezifische Forschung und Entwicklung und für den Um- 
weltschutz keine weiteren Beihilfen mehr zuzulassen. 

4. Nur eine Wirtschaftspohtik, die sich aktiv zum Strukturwandel bekennt und 
die dafür sorgt, daß auch die deutsche Stahhndustrie in einem funktionie- 
renden Markt ihre Wettbewerbsvorteile zur Geltung bringen kann, kann auf 
Dauer die Zukunft der Mehrzahl der Arbeitsplätze in der deutschen Stahl- 
industrie sichern. Gefordert ist ein enges Zusammenwirken von Struktur- 
und Sozialpolitik, nämlich, den unumgänghchen Strukturwandel in der 
Stahlindustrie durch geeignete soziale Maßnahmen abzufedern und insbe- 
sondere die Schaffung neuer Arbeitsplätze zu fördern. 
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5. Der Deutsche Bundestag unterstreicht die Notwendigkeit und die eigene 
Bereitschaft, daran mitzuwirken, daß in den vom Strukturwandel besonders 
betroffenen Regionen eine hinreichende Zahl von neuen zukunftssicheren 
Arbeitsplätzen geschaffen werden kann. Der Deutsche Bundestag erwartet 
insbesondere von den Stahlunternehmen imd ihren Muttergesellschaften, 
die in der Frankfurter Vereinbarung eingegangene Verpflichtung zügig und 
überzeugend einzulösen, eigene Investitionen vorrangig an dem vom An- 
passungsprozeß betroffenen Standorten durchzuführen, um neue Arbeits- 
plätze zu schaffen. 

6. Alle Unternehmen der Stahhndustrie unterliegen der Mitbestimmung. Der 
Deutsche Bundestag begrüßt die Initiative der Bundesregierung zur Siche- 
rung der besonderen Regelung der Montanmitbestimmung. Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer sind auf dieser Basis gleichermaßen für die Untemeh- 
menspolitik verantwortiich. Die Verantwortung, welche Kapazitäten auf- 
rechterhalten und welche abgebaut werden, kann ihnen die Politik nicht 
abnehmen. 

7. Der Deutsche Bundestag appelliert an die Beteüigten, insbesondere die 
Tarifpartner: 

— von ihrer Verantwortung für die Berücksichtigung regionaler und sekto- 
raler Unterschiede — vor allem bei den Energie-, Rohstoff- und Umwelt- 
kosten — in den Tarifverhandlungen aktiver Gebrauch zu machen,- 

— die Modernisierung der Unternehmen energisch durch entsprechende 
Quahfikationsoffensiven, unbürokratischen Technologietransfer, be- 
schleunigte Umstellung auf neue Technologien und durch Investitionen 
voranzutreiben; 

— durch Investitionen auch in stahlfremden Bereichen Arbeitsplätze zu 
schaffen, die auf Dauer aus den herkömmlichen Stahlstandorten zu- 
kunftsgerichtete Arbeitsmarktregionen machen können. 

8. Der Deutsche Bundestag weist darauf hin, daß 

— die deutsche Stcihlindustrie in den Jahren 1983 bis 1985 insgesamt über 
5 MiUiarden DM Umstrukturierungshilfen von Bund und Ländern erhal- 
ten hat; 

— die erforderliche Anpassung mit hohen öffentlichen Aufwendungen so- 
zial begleitet wird und für die betroffenen Arbeitnehmer günstiger als in 
anderen Branchen verläuft; 

— außerdem über das Arbeitsförderungsgesetz und die Frühpensionierung 
ausscheidender Arbeitnehmer die sozialen Folgen der Entlassung von 
Arbeitnehmern erheblich gemindert werden; 

— über das Sonderprogramm „ Zur Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen au- 
ßerhalb der Eisen- und Stahlindustrie" (Stahlstandorteprogramm) im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" in den besonders betroffenen Regionen die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze zwischen 1982 und 1986 mit insgesamt rund 
250 Millionen DM gefördert wurde; 

— das Stahlstandorteprogramm im Rahmen der regionalen Wirtschaftspo- 
litik erneut bis Ende 1989 verlängert wird; 

— die Bundesregierung für die Problemregion Saarland in der letzten 
Wahlperiode Mittel in Höhe von 103 MiUionen DM gezahlt hat. Zudem 
gewährt der Bund dem Saarland Finanzhilfen für strukturverbessernde 
Maßnahmen von insgesamt 300 Millionen DM für die Jahre 1985 bis 
1987 gemäß Artikel 104 a Grundgesetz; 

— zum 1. Juli 1987 die Zahlung des Kurzarbeitergeldes für Stahlarbeiter 
auf drei Jahre verlängert wird. 

9. Der Deutsche Bundestag begrüßt die besonderen Anstrengungen der Baye- 
rischen Staatsregierung, für die in Konkurs gegangene Maxhütte im Zusam- 
menwirken mit fast allen großen deutschen Stahlunternehmen eine Auf- 
fanglösung zu finden. Der Deutsche Bundestag unterstützt die Hilfestellung 
der Bundesregierung, über die Gemeinschaftsaufgabe sowohl in der Ober- 
pfalz wie auch in den anderen betroffenen Regionen neue Arbeitsplätze zu 
schaffen. 

10. Auch SPD und IG Metall haben zu erkennen gegeben, daß sie nicht die 
Notwendigkeit weiteren Personalabbaus und weiteren Kapazitätsanpas- 
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sungen in der Stahlindustrie verneinen. Der Deutsche Bundestag erkennt 
diese Bereitschaft zur konstruktiven Haltung ausdrücklich an. Der Deutsche 
Bundestag lehnt jedoch das von der IG Metall vorgetragene Konzept zur 
Vergesellschaftung der Stahlindustrie ab. Die Verantwortung für die Ge- 
schäftspolitik der einzelnen Unternehmen muß bei den mitbestimmten Auf- 
sichtsräten und den Vorständen der Unternehmen verbleiben. Der Staat 
kann nicht zum Träger der Verluste einer gesamten Wirtschaftsbranche im 
Strukturwandel werden. Er kann eine solche Entwicklung nur Struktur- und 
sozialpolitisch flankieren und Härten vermeiden helfen. Die Erfahrungen in 
vielen EG-Nachbarländern zeigen zudem, daß die Verstaatlichung oder 
Vergesellschaftung nicht vor struktureller Anpassung mit Arbeitsplatz ab - 
bau bewahrt; vielmehr gingen dort z. T. weit mehr Arbeitsplätze verloren als 
bei uns, weil die verstaatlichten Unternehmen sich als weniger wettbe- 
werbsfähig erweisen als unsere unternehmerisch geführten Stahlgesell- 
schaften. 

II. Den Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 11/123 — abzulehnen. 

III. Den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN — Drucksache 11/398 — abzulehnen. 


Bonn, den 11. November 1987 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Dr. Lammert Reuschenbach 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Lammert und Reuschenbach 


I. 

Der Antrag der Fraktion der SPD (Krise in der Eisen- 
und Stahlindustrie) in Drucksache 11/123, der Antrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN (Sicherung der 
Stahlstandorte und der Arbeitsplätze in der Stahlin- 
dustrie und in den Stahlregionen) in Drucksa- 
che 11/398 und der Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP (Lage der deutschen Stahlindustrie) in 
Drucksache 11/402 wurden in der 16. Sitzung der 
11. Wahlperiode am 4. Juni 1987 zur federführenden 
Beratung an den Ausschuß für Wirtschaft imd zur Mit- 
berattmg an den Finanzausschuß, an den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung, an den Ausschuß für 
Büdung und Wissenschaft und an den Haushalts aus- 
schuß überwiesen. 


II. 

1. Kernpunkte des Antrags der Fraktion der SPD sind 
die Einrichtung eines nationalen Stahlausschusses, 
der Einsatz der Bundesregierung für eine europäi- 
sche Stahlpohtik mit fairen Wettbewerbsbedingun- 
gen für die leistungsfähige deutsche Stahhndustrie 
und die Einrichtung eines „Zukunftsprogramms 
Montanregionen'', durch das der nationale Anpas- 
sungsprozeß sozial flankiert und industriepohtisch 
gestaltet werden soll. 

Der nationale Stahlausschuß soll aus Vertretern 
von Bund, Ländern; Kommunen und Kommunal- 
verbänden, Unternehmen und Gewerkschaften 
bestehen. Aufgabe des Ausschusses soll es sein, ein 
auf allen Ebenen abgestimmtes Nationales Stahl- 
konzept zu erarbeiten. Den betroffenen Arbeitneh- 
mern müßten Zukunftsperspektiven angeboten 
werden; die Stahlstandorte seien im Kern durch 
eine lebensfähige und ausreichende Verarbei- 
tungstiefe zu sichern. Die Bundesregierung solle 
auf Rücknahme der geplanten Massenentlassun- 
gen drängen und die Unternehmen an deren regio- 
nalpohtische Verantwortung erinnern. 

Um zu einer europäischen Stahlpohtik mit fairen 
Wettbewerbsbedingungen zu gelangen, müßten 
die bestehenden Mengenabsprachen in der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl unbe- 
dingt eingehalten werden. Das Produktionsquo- 
tensystem sei für die Dauer der Krisenbewältigung 
zu verlängern, eine weitere Liberalisierung von 
Stahlprodukten sei abzulehnen. Die strikte Einhal- 
tung des zweiten Subventionskodexes sei sicherzu- 
stellen. Die vorhandenen Überkapazitäten müßten 
nach einem regional- und industriepohtisch ausge- 
wogenen Gesamtplan der EG-Mitghedstaaten ab- 
gebaut werden. Dabei müßten die Kriterien der 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der Stahlun- 
ternehmen berücksichtigt werden. Durch die EG- 
Kommission sei ein wirksamer Außenschutz zu ge- 


währleisten, die Kontrollen für Stahldrittlandsim- 
porte seien zu verschärfen. Der EG -Kommission 
solle darüber eine Berich tspflicht auf erlegt werden. 
Die Anti-Dumping- Verfahren durch die EG-Kom- 
mission gegen Stahlbüligeinfuhren seien zu be- 
schleunigen tmd zu verschärfen. 

Bei der Einrichtung des „Zukunftsprogramms 
Montanregionen" seien folgende Grundsätze zu 
beachten: 

a) Die Konzerne müßten primär eigene Mittel ein- 
setzen (Leistung des äußerst zumutbaren Eigen- 
beitrags). 

b) An der Erarbeitimg betrieblicher und untern eh- 
lliensüb ergreifender Sanierungskonzepte seien 
Gewerkschaften, Betriebsräte und Arbeitsdi- 
rektoren zu beteihgen. Die Montan-Mitbestim- 
mimg sei auf Dauer zu sichern. 

c) Unternehmen, die staatliche Hilfe beantragen, 
sollten die regional- und beschäftigungspoliti- 
schen Auswirkungen ihrer Umstrukturierungs- 
entscheidung verbindlich darstellen. Dabei 
seien die Hilfen primär an die Umstrukturierung 
(nicht an den Kapazitätsausbau) zu binden. Eine 
wirksame Kontrolle der Mittelverwendung sei 
vorzusehen. 

d) Der unumgänghche Kapazitätsabbau sei durch 
Sozialpläne weiter abzufedem. Deren Finanzie- 
rung sei Aufgabe der EG und der Bundesregie- 
rung im Zusammenwirken mit den Stahlunter- 
nehmen. 

Darüber hinaus sollen nach Auffassung der An- 
tragsteller das Stahlstandorteprogramm verlängert 
und sein Finanzvolumen auf gestockt werden. Der 
Spitzenfördersatz für Investitionen solle wie im Zo- 
nenrandgebiet künftig 25 v. H. betragen. 

Die strukturpoli tischen Hilfen der EG (Mittel aus 
dem Regionalfonds, Hüfen der EGKS, Mittel aus 
dem Sozialfonds sowie Gelder des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds) sollten verstärkt 
genutzt werden. Die Übergangs- und Umschu- 
lungshilfen seien deutlich aufzustocken. Es müsse 
eine Regelung gefunden werden, analog zu den 
EGKS-Beihilfen ein Sozialprogramm für diejeni- 
gen Stahlbereiche (Schmieden, Gießereien, Röh- 
renproduktionen, Drahtziehereien) zu garantieren, 
die bisher keine derartigen Hilfen erhielten. 

Die Arbeitsmarktregionen Bochum/Witten/Hattin- 
gen, Duisburg/Oberhausen und Bremen sollten in 
die Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur einbezogen werden. 
Die Arbeitsmarktregion Osnabrück sei in die Ge- 
meinschaftsaufgabe wieder aufzunehmen. Die För- 
dergebiete seien kurzfristig erneut zu überprüfen. 

Arbeitsbeschaffimgsmaßnahmen müßten in den 
Stahlstandorten aufgestockt und insbesondere auf 
die älteren Arbeitnehmer konzentriert werden. 
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Für die jüngeren Arbeitnehmer in den Stahlregio- 
nen müsse ein zukunftsorientiertes Umschulungs-, 
Weiterbildungs- und Fortbildungsangebot unter- 
breitet werden. Die Beihilfen soUten für die Arbeit- 
nehmer mindestens 85 v. H. ihrer Einkommen betra- 
gen. Dazu soUten überbetriebliche Ausbildungsstät- 
ten verstärkt in diesen Re0onen errichtet und aus- 
gebaut werden. Die vorhandenen Ausbüdungska- 
pazitäten der Eisen- und Stahlunternehmen müßten 
erhalten und auch in Zukunft benutzt werden. 

Der Bund solle bei der Neuordnung des Länderfi- 
nanzausgleichs die Sonderlasten einzelner Länder 
beachten. Dies gelte insbesondere im Hinblick auf 
die Gewerbesteuer und die Finanzierungslasten 
der Sozialhüfe. Insbesondere müßten den Gemein- 
den Hilfen für die Problematik der Industriebran- 
chen gegeben werden. 

Die bestehenden Existenzneugründungs- und Um- 
weltprogramme sollten verstärkt auf die Stahl- 
standorte ausgerichtet werden. Alle Programmteile 
des ERP-Sondervermögens soUten verstärkt ge- 
nutzt werden. 

Die Stahlunternehmen — insbesondere die großen 
Konzerne — sollten nachdrücklich auf das Sozial- 
pflichtigkeitsgebot des Eigentums im Grundgesetz 
erinnert werden. Sie seien aufgerufen, ein abge- 
stimmtes Konzept zu erarbeiten, das auf regionale 
und soziale Fragen Rücksicht nehme. 

2. Durch den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN soll 
die Bundesregierung aufgefordert werden, umfas- 
sende Initiativen zum Umbau der Stahlindustrie 
und der Stahlregionen zu ergreifen. Dazu soll sie 
insbesondere die Forderung der IG MetaU nach 
Einrichtung von konzerninternen „Beschäfti- 
gungsgesellschaften" unterstützen. Durch die not- 
wendige Umstrukturierung der Stahlkonzeme sol- 
len die bedrohten Stahlarbeitsplätze gesichert wer- 
den. Diese Gesellschaften sollen vornehnüich aus 
Konz ernnütt ein finanziert werden, Massenentlas- 
sungen und Arbeitsplatzvernichtungen seien zu 
verhindern. Zu den Aufgaben der Beschäftigungs- 
gesellschaften gehörten auch die Weiterbildung 
und Umschulung. Staatliche Subventionen sollten 
nur mit Auflagen zur Arbeitsplatzsicherung und in 
Form von Kapitalbeteiligungen gewährt werden. 
Die Kontrollrechte sollten an die Belegschaften 
übertragen werden, um die paritätische Montan- 
mitbestimmung auszubauen. Weitere Forderungen 
des Antrags sind 

— eine gesetzliche Regelung zum Abbau der 
Überstunden, 

— die Ausdehnung des Bildungsurlaubs, 

— die Herabsetzung der flexiblen Altersgrenze für 
Stahlarbeiter auf 55 Jahre und 

— die Einführung der 35-Stunden-Woche. 

Darüber hinaus sollten öffentliche regionale Ent- 
wicklungsfonds mit Beteiligung von Bund, Län- 
dern und Kommunen gegründet werden. Sie soU- 
ten den notwendigen ökologischen und sozialen 
Umbau der Stahlregionen und die Schaffung von 
Ersatzarbeitsplätzen mit off entheben Mitteln för- 
dern und koordinieren. Ihre Aufgaben soUen sein 


— der Aufbau von wissenschaftUchen Kapazitäten 
zur regionalen Strukturbeobachtung und Struk- 
turanalyse, die Erhebung von Arbeitsmarktda- 
ten, Angebots- und Nachfragestrukturen, Infor- 
mationen über die Umweltbelastung und ge- 
seUschaftUche Bedarfe, 

— eine betriebliche Beratungsarbeit und 

— die finanzielle Unterstützung in Form von Kre- 
diten und Zuschüssen beim Aufbau und der 
Sanierung von Betrieben. 

An der Durchführung der Arbeit der Entwicklungs- 
fonds soUen die Belegschaften, Gewerkschaften, 
Verbraucherverbände, Bürgerinitiativen, Kommu- 
nalverbände u. a. beteiligt werden. 

Eine weitere Forderung des Antrags ist die nach 
VergeseUschaftung der StahUndustrie. Als mögU- 
che Eigentumsform eigneten sich dafür Beleg- 
schaftsfonds. Regionale Vertreter u. a. von Um- 
weltschutzverbänden und Vertreter der Standort- 
kommissionen sollten an der KontroUe der Unter- 
nehmenspoUtik beteiUgt werden. Bei der Entschä- 
digung der Altgesellschafter sollten auch die in der 
Vergangenheit erhaltenen Subventionen ange- 
rechnet werden. 

Gefordert wird weiter ein öffentliches Sonderpro- 
gramm zum Umbau der Stahlindustrie und der 
Montanregionen. Die Mittel aus diesem Programm 
könnten für die konzerninternen „Umbau-" und 
die öffentlichen regionalen EntwicklungsgeseU- 
schaften verwendet werden. 

Die bisherigen staatUchen Programme zur Um- 
strukturierung der Stahlregionen sollten verlängert 
und ausgebaut werden. Das Stahlstandortepro- 
gramm soUe verlängert, seine Finanzmittel erhöht 
werden. Die Arbeitsmarktregionen Hattingen und 
Siegen sollten in die Gemeinschaftsaufgabe aufge- 
nommen werden. 

Die EG-Mittel aus dem Regionalfonds sollten ge- 
zielt dem Umbau der Stahlregionen zugeführt wer- 
den. Durch eine Gemeindefinanzreform müßten 
ausreichende Mittel für die von den Auswirkungen 
der Stahlkrise betroffenen Kommunen bereitge- 
stellt werden. Großzügige Umschulungs- und Wei- 
terbildungsmaßnahmen soUten Stahlarbeitern den 
Übergang in stahlferne Unternehmen erleichtern 
helfen. 

Das Produktionsquotensystem der EG-Kommission 
sei für die Dauer der Krisenbewältigung zu verlän- 
gern. Die geplante weitere Liberalisierung von 
Stahlprodukten wird abgelehnt. Vor einem Abbau 
der technischen Überkapazitäten in den EG-Mit- 
ghedstaaten müßten Vereinbarungen innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaften getroffen wer- 
den, um durch Arbeitszeitverkürzung humanere 
Arbeitsbedingungen in der europäischen Stahlin- 
dustrie zu schaffen. Dumping-Stahlimporte aus 
Ländern der Dritten Welt und SchweUenländern 
müßten durch Kontrollen verhindert werden. Für 
diese Länder sei eine HUfe durch Entschuldung 
vorzusehen. 

3. Durch den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP soll die Bundesregierung ausdrücklich in 
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ihren politischen Anstrengungen unterstützt wer« 
den, in den Europäischen Gemeinschaften eine 
strikte Beihilfe disziphn durchzusetzen und einen 
wirksamen Außenschutz gegen Drittlandseinfuh- 
ren zu Dumping-Preisen sicherzustellen. Durch ge- 
meinsame Anstrengungen aller stahlerzeugenden 
Länder müsse ein Marktgleichgewicht durch Ka- 
pazitätsabbau herbeigeführt werden. Die Unter- 
nehmen sollen aufgefordert werden, alle Anstren- 
gungen zu einer sozial verträgHchen Bewältigung 
des Anpassungsprozesses zu unternehmen. Dies 
solle insbesondere im Rahmen von EUROFER ge- 
schehen. 

Die Bundesregierung solle aufgefordert werden, 

— konkrete Vorschläge zu erarbeiten, durch die 
die sozialen Maßnahmen nach Artikel 56 Abs. 2 
des EGKS-Vertrages verbessert und erweitert 
werden können, 

— daran mitzuwirken, daß in den vom Struktur- 
wandel besonders betroffenen Regionen eine 
hinreichende Zahl von neuen zukunftssicheren 
Arbeitsplätzen geschaffen werden kann, 

— darauf hinzuwirken, unzulässige Subventions- 
zahlungen gemäß dem Beihilfekodex zu unter- 
binden und Verstöße gegebenenfalls vor den 
Europäischen Gerichtshof zu bringen. 

In diesem Zusammenhang wird begrüßt, daß nach 
dem 31. Dezember 1985 EG-weit außer Hilfen für 
Sozialpläne, stahlspezifische Forschung und Ent- 
wicklung und für den Umweltschutz keine weite- 
ren Beihilfen mehr zugelassen werden. 

An die Beteiligten, insbesondere die Tarifpartner, 
soll appelliert werden, 

— von ihrer Verantwortung für die Berücksichti- 
gung regionaler und sektoraler Unterschiede 
— vor allem bei den Energie-, Rohstoff- und 
Umweltkosten — in den Tarifverhandlungen 
aktiver Gebrauch zu machen, 

— die Modernisierung der Unternehmen ener- 
gisch durch entsprechende Qualifikationsoffen- 
siven, unbürokratischen Technologietransfer, 
beschleunigte Umstellung auf neue Technolo- 
gien und durch Investitionen voranzutreiben, 

— durch Investitionen auch in stahlfremden Berei- 
chen Arbeitsplätze zu schaffen, die auf Dauer 
aus den herkömmhchen Stahlstandorten zu- 
kunftsgerichtete Arbeitsmarktregionen machen 
können. 

Hingewiesen wird auf die Umstrukturierungshüfen 
für die deutsche Stahlindustrie, auf die sozialen 
Flankierungsmaßnahmen — auch über das Arbeits- 
förderungsgesetz und die Frühpensionierung aus- 
scheidender Arbeitnehmer — , das Stahlstandorte- 
sonderprogramm und dessen Verlängerung, die Hü- 
fen für das Saarland und die Verlängerung der Zah- 
lung des Kurzarbeitergeldes für Stahlarbeiter. 

Den Arbeitnehmern an den besonders betroffenen 
Standorten solle bei dem einschneidenden Anpas- 
sungsprozeß geholfen werden. 

Abgelehnt wird das Konzept zur Vergesellschaf- 
tung der Stahlindustrie. Der Staat könne nicht zum 
Träger der Verluste einer gesamten Wirtschafts- 


branche im Strukturwandel werden. Er könne eine 
solche Entwicklung nur Struktur- und sozialpoh- 
tisch flankieren und Härten lindern helfen. 

III. 

Der mitberatende Finanzausschuß hat in seiner Sit- 
zung am 16. September 1987 den Antrag der Fraktion 
der SPD mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei Enthal- 
tung der Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. Er hat den 
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Frak- 
tion DIE GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktion der 
SPD abgelehnt. Er hat den Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU und FDP mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen gegen die Stimmen der Oppositionsfraktio- 
nen angenommen. 

Der mitberatende Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung hat in seiner Sitzung am 16. September 1987 den 
Antrag der Fraktion der SPD mit den Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU, FDP und 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der SPD abgelehnt. Er hat den Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN mit den Stimmen der Mitglie- 
der der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Mitgheder der Fraktion DIE GRÜNEN 
bei Stimmenthaltung der Mitglieder der Fraktion der 
SPD abgelehnt. Der Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP wurde mit den Stimmen dieser 
Fraktionen gegen die Stimme eines Mitgheds der 
Fraktion DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Mit- 
glieder der Fraktion der SPD und eines Mitglieds der 
Fraktion DIE GRÜNEN angenommen. 

Der mitberatende Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft hat in seiner Sitzung am 16. September 1987 
den Antrag der Fraktion der SPD mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen ab gelehnt. Er hat den Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN mit den Stimmen der Koah- 
tionsfraktionen bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
SPD abgelehnt und den Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP mit der Mehrheit der Koalitions- 
fraktionen angenommen. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat den Antrag 
der Fraktion der SPD in seiner Sitzung am 24. Juni 
1987 mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
der CDU/CSU, FDP und DIE GRÜNEN abgelehnt. Er 
hat den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN bei Stimm- 
enthaltung der Fraktion der SPD mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen abgelehnt und den Antrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP mit der Mehrheit 
der Koalitionsfraktionen angenommen. 

IV. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Anträge in seinen 
Sitzungen am 7. Oktober und 11. November 1987 be- 
raten. 

In der Sitzung am 7. Oktober 1987 war zwischen den 
Koalitionsfraktionen und der Fraktion der SPD verein- 
bart worden, eine gemeinsame Beschlußfassung anzu- 
streben, deren Inhalt eine politische Positionsbestim- 
mung des Deutschen Bundestages zu anstehenden Ent- 
scheidungen des Stahlministerrats der EG am 8. De- 
zember 1987 sein müßte. Eine Einigung über einen 
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gemeinsamen Beschlußentwurf konnte jedoch nicM 
herbeigeführt werden. Er scheiterte für die Koalitions- 
fraktionen insbesondere an den Forderungen der Frak- 
tion der SPD nach Einrichtung eines Nationalen Stahl- 
ausschusses und eines „Zukunftsprogramms Montan- 
regionen'', das zu einem wesentlichen Anteil aus Mit- 
teln des Bundeshaushalts finanziert werden soUte. 

Die Koalitionsfraktionen legten im Ausschuß dar, daß 
der Vorschlag für einen Nationalen Stahlausschuß 
konzeptionell nicht ausgereift und die Festlegung auf 
das Zukunftsinvestitionsprogramm haushaltspdlitisch 
nicht darstellbar sei. 

Zwischen den Koalitionsfraktionen und der Fraktion 
der SPD bestand jedoch Konsens darüber, im Hinblick 
auf den für den 8. Dezember 1987 stattfindenden EG- 
Minist errat zur Stahlpolitik die Bundesregierung auf- 
zufordern, folgende Punkte in ihr Verhandlungskon- 
zept mit einzubeziehen und umzusetzen: 

1. Das zum Jahresende auslaufende Produktionsquo- 
tensystem ist mit dem Ziel zu verlängern, die 
schnelle Rückkehr zu einem freien europäischen 
Stahlmarkt zu ermöglichen. 

2. Die strikte Einhaltung des zweiten Subventionsko- 
dex ist sicherzustellen. Ein erneuter Subventions- 
wettlauf zwischen den Mitgliedstaaten ist unbe- 
dingt zu verhindern. 

3. Bei offensichtlichen Verstößen gegen das Subven- 
tionsverbot in Mitgliedstaaten sind Rechtsmittel 
einzulegen. 

4. Die Interessen der deutschen Stahlunternehmen 
und ihrer Beschäftigten gegenüber den übrigen 
Mitgliedstaaten und der EG -Kommission sind mit 
Nachdruck wahrzunehmen. 

5. Ein wirksamer Außenschutz insbesondere auch für 
kleinere Stahlimportmengen, die nachweislich das 
Preisgefüge im europäischen Stahlmarkt gestört 
haben, ist durch die EG-Kommission zu gewährlei- 
sten. 

Von der Fraktion der SPD wurde in die Diskussion die 
Überlegung eingeführt, die Beratung wieder aufzu- 
nehmen, sobald das Ergebnis der vom Landtag Nord- 
rhein-Westfalen eingesetzten Kommission vorliege. 
Daraus solle sich dann ein Prüfungsauftrag an die 
Bundesregierung und ein Arbeitsauftrag an den Deut- 
schen Bundestag ergeben. Der Landtag Nordrhein- 
Westfalen habe darüber hinaus nicht ein bestimmtes 
„Instrumentarium“ gefordert, sondern eine Art 
Selbstbindung in einer Zusammenfassung und Ver- 
stärkung der gegebenen öffentlichen Hüfen. Nach 
Auffassung der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
wird jedoch mit einer schlichten Bündelung vorhan- 
dener Mittel der Region nicht geholfen, insbesondere 
werde den Erwartungen der Bevölkerung nicht ent- 
sprochen. Eine Festlegung auf ein bestimmtes Land 


sei auch aus der Perspektive nicht einbezogener Ge- 
meinden nicht vertretbar. Vorrangig sei vielmehr das 
Bemühen um Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen. In 
diesem Zusammenhang erwartet der Deutsche Bun- 
destag insbesondere von den Stahlunternehmen und 
ihren Muttergesellschaften, die in der Frankfurter 
Vereinbarung eingegangene Verpflichtung zügig 
und überzeugend einzulösen, eigene Investitionen 
vorrangig an den vom Anpassungsprozeß betroffenen 
Standorten durchzuführen, um neue Arbeitsplätze zu 
schaffen. Die Problematik sollte jedoch Gegenstand 
des Berichts zur Beschlußempfehlung sein. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN legte weiterhin Wert auf 
ihre Forderung nach Vergesellschaftung der Stahlin- 
dustrie, die Gründung öffentlicher regionaler Ent- 
wicklungsfonds und nach Einrichtung von konzernin- 
ternen „Beschäftigungsgesellschaften“. Sie lehnte 
das von der Fraktion der SPD unterstützte „Zukunfts- 
programm Montanregionen“ unter Hinweis auf die 
Erfolglosigkeit des Aktionsprogramms Ruhr ab. 

Die antragstellenden Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP stellten ihren Antrag in veränderter Form zur Ab- 
stimmung. Sie berücksichtigten dabei, daß der Stahl- 
ministerrat der EG am 21. September 1987 eine grund- 
sätzliche Einigung darüber erzielt habe, das Quotensy- 
stem für weitere drei Jahre, nämhch bis Ende 1990 zu 
verlängern. Diese Verlängerung setzt jedoch voraus, 
daß ausreichende Garantien für die Erreichung der not- 
wendigen Umstrukturierung und damit für die zukünf- 
tige Wettbewerbsfähigkeit der EG -Stahlindustrie ge- 
geben werden. Im Stahlministerrat bestand Einigkeit, 
daß weitere Kapazitätsabbaumaßnahmen in den Euro- 
päischen Gemeinschaften notwendig sind, und zwar in 
allen Stahlproduktionsländem. Die Mitgliedstaaten, 
die Einfluß auf ihre Stahlunternehmen ausüben, dürfen 
nach überwiegender Meinung im Rat betriebswirt- 
schaftlich notwendige Stillegungen nicht verhindern. 
Der Rat war sich auch darüber einig, daß die Hilfen, 
durch die die mit dem Kapazitätsabbau verbundenen 
sozialen und regionalen Probleme — z. B. durch Schaf- 
fung von Ersatzarbeitsplätzen — gemildert werden sol- 
len, in erster Linie aus dem EGKS-Haushalt zu leisten 
sind. Die sogenannten drei Weisen loten zur Zeit aus, 
mit welchen Stillegungen von unrentablen Anlagen zu 
rechnen ist. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag der Frak- 
tion der SPD mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU, FDP und DIE GRÜNEN 
abgelehnt, ebenso den Antrag der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP. 

Er empfiehlt dem Deutschen Bundestag mit der Mehr- 
heit der Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Mitglie- 
der der Fraktionen der SPD und DIE GRÜNEN, die 
vorstehende Beschlußempfehlung anzunehmen. 


Bonn, den 11. November 1987 

Dr. Lammert Reuschenbach 


Berichterstatter 
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